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IHRE MEINUNG

Absurde Begründung für den
Raketenverbleib in der Türkei

Zu »Kein Ausgang für deutsche Sol-
daten in der Türkei«, 31.7., S. 1
Die Forderung von Bernd Riexinger,
die Patriot-Raketen abzuziehen und
Rüstungsexporte in die Türkei so-
fort zu stoppen, ist völlig richtig.
Die Begründung für den Verbleib
der Raketen, Deutschland müsse
ein verlässlicher NATO-Partner sein,
ist absurd. Tatsächlich macht sich
die Bundesregierung zum »Kompli-
zen der verheerenden Politik Erdo-
gans«. Gefordert werden müssen
aber nach wie vor auch der Rück-
zug der Bundeswehr von allen Aus-
landseinsätzen und das vollständige
Verbot von Rüstungsexporten.
Dr. Kurt Laser, Berlin

Angriff auf den Rechtsstaat

Zu »Vorwurf: ›Landesverrat‹«,
31.7., S. 1
Um aus den veröffentlichten Do-
kumenten des Verfassungsschutzes
durch Netzpolitik.org Landesverrat
zu destillieren, muss man schon
die Pressefreiheit mit Füßen treten
und ein sehr autokratisch-anti-
quiertes Staatsverständnis pflegen.
Geheimdienste müssen in jedem
Fall wirksam demokratisch kont-
rolliert werden, sonst haben wir
irgendwann Zustände wie jetzt in
Russland.
Ich teile die Einschätzung von

Wolfgang Kubicki, dass das Vor-
gehen des Generalbundesanwalts
ein Angriff auf den Rechtsstaat
darstellt. Von bornierter Unfähig-
keit muss man sprechen, als Range
das Verfahren zum Ausspähen
durch die NSA einstellte. Die
Rechte der Bürger und deutschen
Politiker, nicht von ausländischen
Geheimdiensten komplett über-
wacht zu werden, scheinen Harald
Range nicht befassenswert. Er
stellt sich dumm, obwohl es genü-
gend Beweismittel gibt. Die NSA-
Spitzelaffäre und die aktuelle At-
tacke auf Presseleute, die sich mit

geheimdienstlicher Schnüffelpra-
xis befassen, zeigt, Runge ist den
Anforderungen seines Amtes nicht
gewachsen.
Er sollte von seinen Aufgaben

entbunden werden und zurücktre-
ten. Seine antidemokratische Ein-
stellung ist nicht tolerierbar für ei-
ne zivilgesellschaftlich gegründete
Demokratie.
Marko Ferst, Gosen

Frage nach Rolle der USA
und der NATO vermisst

Zu »›Der Dialog wird nur laufen,
wenn relevante Staaten ihn auch
wollen‹«, 30.7., S. 3
Im Interview wird von »relevanten
Staaten« gesprochen, die bei den
Konfliktlösungen in Europa eine
Rolle spielen sollten. Neben den
genannten Russland und Deutsch-
land habe ich eine Frage nach der
Rolle der USA und auch der NATO
vermisst. Deren Anteil an den seit
Bestehen der OSZE in Europa ge-
führten militärischen Auseinander-
setzungen am Balkan, im Kaukasus
und in der Ukraine dürfte wohl
unbestritten sein. Vielleicht hätte
man danach fragen sollen.
Franz Tallowitz, Saterland

Wie sehen diese Hände aus?

Zu »Kosmische Etikette«,
25./26.7., S. 27
Dolles Ding – Links- und Rechts-
händer bei Aminosäuren und Zu-
cker! Wo haben die ihre Hände und
wie sehen die aus? Immerhin, in
den USA (Berkeley) gefunden,
nachgewiesen, genau analysiert …!
Na ja, früher, da sprach man noch
von links- bzw. rechtsdrehenden
Molekülen.
Anne-Marie Rubel, Berlin

Beiträge in dieser Rubrik sind keine
redaktionellen Meinungsäußerungen.
Die Redaktion behält sich das Recht
Sinn wahrender Kürzungen vor.

KOMMENTIERT

Die Krise heißt Staat
Markus Drescher über die Situation von Flüchtlingen in überfüllten Lagern

Lagerkoller. Wenn eine Busladung überbezahlter Ballsportler ausrückt zur
Fortsetzung des Krieges mit anderen Mitteln und dafür mal ein paar Wo-
chen in diversen Luxushotels verbringen muss, trieft dieses Land vor Mit-
leid. Was machen die armen Kerle da nur die ganze Zeit ohne ihre Frauen
und ihre Familien?
Wenn Hunderte Personen ohne Privatsphäre auf engstem Raum unter

schlechten hygienischen Bedingungen, traumatisiert von schrecklichen
Ereignissen und Flucht, in tiefer Sorge um die Lieben, die im Krieg zu-
rückbleiben mussten, ohne psychologische Betreuung und bedroht von
Nazis irgendwo zusammengepfercht werden, dann lässt das viele kalt. Zu
viele. Viel zu viele!
Dafür werden die jüngsten Konflikte zwischen Flüchtlingen in den

überfüllten Lagern von den besorgten Bürgern als Belege für die Gewalt-
tätigkeit derer angeführt, die hier Schutz suchen. Um damit die Stimmung
unter denen weiter anzuheizen, die sich nicht für die Reihenfolge von Ur-
sache und Wirkung interessieren. Auch wird das »Schneller Abschieben«-
Geschrei lauter werden. Daran, dass diese ganze angebliche »Flüchtlings-
krise« eine Krise bundesdeutscher Politiker, Gesetze und Behörden ist,
werden wenige erinnern. Zu wenige. Viel zu wenige!

Transit Havanna
Klaus Joachim Herrmann über Hillary Clinton und Kuba

So schnell wie mit dem Speedboot, bei dem ein Deutscher zwischen den USA
und Kuba mit weniger als zwei Stunden einen neuen Rekord aufstellte, geht
es mit der Normalisierung der Beziehungen beider Altfeinde gewiss nicht.
Der Rekord, der fiel, bestand allerdings auch schon mehr als ein halbes Jahr-
hundert. Damit war er etwa ebenso betagt wie die brutale Blockade der un-
botmäßigen Karibikinsel durch die nördliche Supermacht.
Dort hat sich jetzt Präsidentschaftskandidatin Hillary Clinton zur Abkehr

von dieser unseligen Vergangenheit und »gescheiterten Politik« bekannt. Was
immer sie zur Forderung nach sofortiger Aufhebung des Wirtschaftsembargos
gerade jetzt im Wahlkampf bewogen haben mag, Zuneigung zum Maximo
Lider oder seinem regierenden Bruder war es gewiss nicht. Die Demonstrati-
on eines zeitgemäßen und pragmatischen Herangehens war den Vorstoß
aber doch wert. Denn die Kandidatin beweist nicht nur, aus Fehlern lernen
zu können. Sie zeigt auch gewisse Entschlossenheit, solche Erkenntnis gegen
politische Widersacher durchzusetzen. Um US-Interessen muss dabei nie-
mandem bange sein. Hillary Clinton will über Havanna zurück nach Latein-
amerika, das sei die wichtigste Region für »unseren langfristigen Wohlstand«.
Dank verbesserter Beziehungen zwischen den USA und Kuba wäre eben

weit mehr möglich als nur ein neuer Speedboot-Rekord.

Provokateur in der Grauzone
Fabian Lambeck über verdeckte Ermittler in der linken Szene

Mark Stone war ein ganz Radikaler. Zeugen erinnern sich, dass er bei lin-
ken Demonstrationen zu den Aufwieglern zählte. Etwa am Rande einer
linken Demonstration in Berlin, wo er versuchte, Container anzuzünden.
Ob Stone in seinem Aktionismus noch weiter ging, ist nicht bekannt. Das
ist auch gut so, mag man einwenden, schließlich leben wir (noch) nicht in
einem Polizeistaat. Doch Mark Stone war kein gewöhnlicher Aktivist, son-
dern verdeckter Ermittler, der für Scotland Yard die links-alternative Szene
zwischen Freiburg und Berlin ausspionierte. Die deutsche Öffentlichkeit
wird wohl nie erfahren, was Stone, der eigentlich Kennedy heißt, hier so
alles trieb. Dabei wussten das BKA und einige Landeskriminalämter über
seinen Einsatz Bescheid. Teilweise hatten sie, wie Mecklenburg-Vorpom-
mern anlässlich des G8-Gipfels, sogar um seinen Einsatz gebeten. Er wurde
dort als V-Mann geführt. Somit konnte der britische Polizeibeamte, der als
verdeckter Ermittler eigentlich keine Straftaten begehen durfte, tun, was er
für nötig hielt. Keiner weiß, wie weit seine Provokationen gingen. Kennedy
agierte in einer Grauzone, die ihm deutsche Behörden geschaffen hatten.
Ideale Bedingungen für einen Agent Provocateur. Allein schon herauszu-
bekommen, was Kennedy während der gewaltsamen Proteste am Rande
des Gipfels tat, wäre die Einsetzung eines Untersuchungsausschusses wert.

KOLUMNE

Wie nationalistisch ist das denn ...
Die Wirtschaftsverbände werben für mehr Toleranz gegenüber Geflüchteten, weil sie einen Fachkräftemangel beklagen
und händeringend Arbeitskräfte benötigen, meint Wolfgang Storz

Frank-Walter Steinmeier (SPD) hat
bereits vor Wochen regierungsamt-
lich bestätigt, das Meinungsspekt-
rum in dieser Republik sei erschre-
ckend eng geworden. In einer Rede
auf einem Journalistenkongress
führte der Außenminister aus: »Es
gibt eine erstaunliche Homogenität
in deutschen Redaktionen, wenn sie
Informationen gewichten und ein-
ordnen. Der Konformitätsdruck in
den Köpfen der Journalisten scheint
mir ziemlich hoch. Das Meinungs-
spektrum draußen im Lande ist oft
erheblich breiter.« Nun ist allerdings
auch »draußen im Lande« und
»drinnen in Berlin« bei der großen
Politik festzustellen, das Spektrum
der zugelassenen Meinungen ist
nicht gerade überbordend breit. Wer
eindeutig für Europa ist, aber sagt,
ich bin gegen den Euro, denn der ist
kein Wert an sich und kein Ziel,
sondern als Währung nur ein Inst-
rument, um ein Ziel zu erreichen,
und ich finde, er schadet als Instru-
ment dem Ziel (Europa einen) mehr
als dass er nützt – der gerät schnell
in »Verschiss«: Europafeind und
Rückwärtsgewandter lautet das sof-
te Verdikt, eigentlich ist der ein Na-
tionalist.
Und schneller, als er schauen

kann, ist ein Islamfeind, wer für ei-
nen strikt säkularen Staat plädiert
und meint, die Grenzen müssten
noch schärfer gezogen werden – bei-
spielsweise keinen Kirchensteuer-
einzug via Staat, keine Finanzierung
der Kirchenapparate mit Steuergel-
dern fordert. Und wer argumentiert,
dass nun, da der Islam ebenso
selbstverständlich wie die christli-
chen Religionen zu Deutschland ge-
höre, die Gefahr wachse, dass sich
die Fundamentalisten dieser Religi-
onen verbündeten, um ihren jeweils
rückschrittlichen Lebensformen

mehr Einfluss zu verschaffen, dass
sich die »Gläubigen« mit dem Ziel
zusammenschließen, um generell
mehr Einfluss auf den Staat und die
öffentliche Politik zu bekommen.
Und nun haben wir seit einigen

Monaten die Situation, dass zwar
vor Ort Aggressionen gegen Ge-
flüchtete aus Kriegsgebieten und vor
allem gegen die sogenannten Wirt-
schaftsflüchtlinge zunehmen, dass

jedoch allgemein die öffentliche
Stimmung auch gegenüber den
»Wirtschaftsflüchtlingen« ziemlich
positiv ist; ein Fortschritt zu den
1990er Jahren. Eine der wesentli-
chen Ursachen für diese Wende: Die
Unternehmen und ihre Wirtschafts-
verbände werben für eine gute tole-
rante Stimmung, weil sie heute
händeringend Arbeitskräfte brau-
chen und einen Fachkräftemangel
beklagen, den sie nun auch mit jun-
gen, eventuell schon ausgebildeten
Balkan-Flüchtlingen beheben wol-
len. Das ist gut. Nun ist die Frage, ob
die folgenden Hinweise den Tatbe-
stand der Flüchtlingsfeindlichkeit
und des Nationalismus erfüllen.
Es gibt, nach Analysen der Bun-

desagentur für Arbeit, keinen Fach-

arbeitermangel, sondern in be-
stimmten Branchen lediglich Eng-
pässe. Und diese Engpässe gibt es,
weil im Durchschnitt nur noch jeder
fünfte Betrieb ausbildet. Die Zahl der
Unternehmen, die noch bereit sind,
Hauptschüler als Auszubildende zu
nehmen, die ist noch einmal beschä-
mend niedriger. So passt die Flücht-
lingswelle genau zum Interesse der
Unternehmen: Sie suchen sich unter
den Flüchtlingen die Besten, die
möglichst Leistungsfähigen und für
geringes Entgelt Leistungsbereiten
heraus und bekommen so ihre billi-
gen guten Arbeitskräfte. Ohne mehr
ausbilden zu müssen und ohne auch
nur einen in Deutschland lebenden
Jugendlichen, ob mit oder ohne
Migrationshintergrund, nehmen zu
müssen, der die Hauptschule viel-
leicht nur mit Ach und Krach ge-
schafft hat und der deshalb während
der Ausbildung eben Mühe und Zeit
kosten würde; der fällt weiter hinten
runter.
Diese Hinweise, die klingen doch

verdächtig nationalistisch. Sollen
jetzt etwa die sogenannten Wirt-
schaftsflüchtlinge erst dann eine
Ausbildung und Arbeit erhalten,
wenn alle versorgt sind, die bereits
hier leben? Das ist doch pure Flücht-
lingsfeindlichkeit!
Was die Hinweise belegen sollen:

Zumindest ist die Herausforderung
auf den zweiten Blick komplizierter,
als sie auf den ersten scheint. Sie
könnte in etwa so formuliert werden:
Wie wird Flüchtlingen gut geholfen,
ohne sich von der rücksichtslos aus-
bildungsunwilligen deutschen Un-
ternehmerschaft über den Tisch zie-
hen lassen und ohne ausgerechnet
hier bereits lebende und nicht so
leistungsfähige Jugendliche unter
den Tisch fallen zu lassen? Einver-
standen?

Wolfgang Storz
ist Sozialwissenschaftler und
Publizist. Er lebt in Offenbach.
Foto: Stephan Moll

PERSONALIE

Pragmatiker
Von Uwe Krüger

Dem Vernehmen nach soll es bei
der Nachfolgeregelung für den to-
ten Mullah Omar in der sieben-
köpfigen Schura im westpakista-
nischen Quetta zu scharfen Wort-
wechseln gekommen sein. Insbe-
sondere Militärchef Mullah Qaum
Zakir war in dem Gremium gegen
eine Ernennung von Mullah Ach-
tar Mansur. Er warf diesem vor,
zu kompromissbereit gegenüber
der afghanischen Regierung zu
sein. An dem Machtkampf war
auch Omars Sohn Yakub beteiligt,
den einige Taliban-Fraktionen als
legitimen Erben seines Vaters be-
trachteten. Die Kandidatur des 26-
Jährigen wurde auch vom ein-
flussreichen Haqqani-Netzwerk
unterstützt, das in Ostafghanistan
und Kabul für zahlreiche An-
schläge verantwortlich zeichnete.
Aber am Ende setzte sich Man-

sur durch. Ausschlaggebend dafür
dürfte die Unterstützung durch Is-
lamabad gewesen sein. Nachrich-
ten über den Tod vonMullahOmar
wurden zuerst aus pakistanischen
Sicherheitskreisen gestreut. Die
Taliban sollten damit zu einer Ent-
scheidung pro Mansur gezwungen
werden, der als Befürworter der
Friedensgespräche mit Kabul gilt.
Um das eine harte Linie verfol-
gende Haqqani-Netzwerk zu be-
sänftigen, erhielt es einen Stell-
vertreterposten. In der ersten Au-
diobotschaft beschwor der neue
Taliban-Chef die islamistische Be-
wegung zur Einheit.

Über Mansur, Jahrgang 1963,
ist wenig bekannt. Er wuchs in der
südafghanischen Provinz Kanda-
har auf und besuchte später eine
Koranschule nahe dem pakistani-
schen Peshawar. Minister für
Luftfahrt war er während der Ta-
liban-Herrschaft. Nach deren
Sturz 2001 beauftragte ihn Mul-
lah Omar, in Gesprächen mit der
CIA Schadensbegrenzung zu be-
treiben. Zuletzt galt Mansur als
Schattengouverneur von Kanda-
har. Die NATO hatte 200 000 Dol-
lar auf seinen Kopf ausgesetzt, ei-
ne eher lächerliche Summe für ei-
nen Mann dieses Kalibers.
Wie sich nun herausstellte,

führte Mansur bereits in den ver-
gangenen Jahren die Taliban an.
Er wandelte sich dabei vom Hard-
liner zum Pragmatiker. Die Schu-
ra rief ihn nun zum neuen Emir
aus. Der Weg von Quetta nach Ka-
bul könnte steinig werden.

Mullah Achtar Mansur soll künftig
die Taliban führen.
Foto: AFP/Massoud Hossaini
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